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Antrag 

der Abgeordneten Bindig, Schluckebier, Dr. Apel, Brück, Dr. Heuchler, Dr. Holtz, 
Lahnstein, Frau Luuk, Offergeld, Porzner, Roth, Toetemeyer und der Fraktion 
der SPD 


VI. Konferenz der Vereinten Nationen über Handel und Entwicklung (UNCTAD VI) 


Die VI. Konferenz der Vereinten Nationen über Handel und Ent- 
wicklung in Belgrad fällt in eine Zeit, in der die gegenseitige 
Abhängigkeit von Nord und Süd immer offensichtlicher und die 
beiderseitige Verantwortung für die Wiederbelebung der Wirt- 
schaft immer klarer hervortreten. Verfallende Rohstoffpreise und 
zunehmende Schuldenprobleme bedingen einander ebenso wie 
mangelnde Nachfrage aus Entwicklungsländern und wachsender 
Protektionismus der Industrieländer. Wirtschafts- und Lebensfor- 
men in den Industriestaaten haben nicht nur zu schweren struk- 
turellen Mißbildungen in den Entwicklungsländern geführt, son- 
dern die Lage der Dritten Welt hat auch die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten bei uns entscheidend beeinflußt. 

Die Verknüpfung dieser gegenseitigen Abhängigkeiten und 
Interessen darzustellen ist eine der großen Aufgaben und Chan- 
cen der VL Konferenz der Vereinten Nationen über Handel und 
Entwicklung. Die Bundesregierung hat die Pflicht, gemeinsam mit 
den Freunden und Verbündeten der Bundesrepublik Deutschland 
diese Aufgabe zu erfüllen, die Chancen zur Wiederbelebung der 
Weltwirtschaft durch Entwicklung zu nutzen und aktiv an einem 
Erfolg der Konferenz mitzuwirken. Nur so kann ein erneuter 
schwerer Rückschlag im Nord-Süd-Verhältnis verhindert werden. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert unter Berücksichtigung der 
Empfehlungen des 2, Berichtes der Nord-Süd-Kommission die 
Bundesregierung auf: 

1. Der bereits gebilligte Gemeinsame Fonds zur Finanzierung 
von Rohstoffabkommen ist dem Deutschen Bundestag unver- 
züglich zur Ratifizierung vorzulegen. Die Bundesregierung 
soll sich um das Zustandekommen zusätzlicher Rohstoff- 
abkommen (z. B. für ein weltweites Zuckerabkommen) be- 
mühen. 

2. Die Bundesregierung soll die Vorschläge früherer Bundesre- 
gierungen zur Stabilisierung von Rohstoffexporterlösen der 
Entwicklungsländer weiter entwickeln und verfolgen. 
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3. Die Vermarktung von Rohstoffen und ihre Verarbeitung in 
Entwicklungsländern ist zu fördern, insbesondere durch die 
Vermeidung von Zolleskalationen für verarbeitete Rohstoffe 
und durch eine Verknüpfung von Rohstoffprojekten der Tech- 
nischen und der Finanziellen Zusammenarbeit im Explora- 
tionsbereich mit der Verarbeitung. 

4. Die Bundesregierung soll die Forderungen der Entwicklungs- 
länder nach stufenweisem Abbau des Protektionismus durch 
konkrete Maßnahmen der Strukturanpassung bei uns ergän- 
zen. Im Interesse der Arbeitnehmer kann dies nicht dem 
Markt überlassen werden. 

5. Sollte der Ausgleich von Exporterlösschwankungen der Ent- 
wicklungsländer eine Ausweitung der Ziehungsmöglichkei- 
ten dieser Staatengruppe bei den kompensatorischen Finanz- 
zahlungen (CEF) des Internationalen Währungsfonds (IWF) 
erfordern, ist diese Ausweitung anzustreben. 

6. Mit den Regierungen der übrigen Industriestaaten sollen Ver- 
handlungen mit dem Ziel aufgenommen werden, daß für das 
Programm der Weltbank zur Finanzierung von Strukturan- 
passungsmaßnahmen mehr Mittel bereitgestellt werden. 
Zusätzliche Sonderziehungsrechte des IWF können die Ver- 
schuldungsprobleme der Entwicklungsländer erleichtern. Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, hierzu eine positive 
Grundhaltung einzunehmen. 

7. Die Bundesregierung soll sich weiterhin darum bemühen, daß 
die Bedingungen für die Vergabe von Krediten des Internatio- 
nalen Währungsfonds ausreichend Rücksicht nehmen auf 

— die unterschiedliche Ausgangslage in den jeweiligen Ent- 
wicklungsländern; 

— den Stand der wirtschaftlichen Entwicklung und die 
Gestaltung der Lebensverhältnisse in den Entwicklungs- 
ländern; 

— die Frage, wie viele Mittel im jeweiligen Entwicklungsland 
militärischer und ziviler Verwendung zugeführt werden; 

— die finanzielle Leistungsfähigkeit der Entwicklungsländer 
einschließlich realistischer Umschuldungsmöglichkeiten; 

— die langfristige Natur entwicklungspolitischer Anstren- 
gungen. 

8. Bei Umschuldungsvereinbarungen sind verstärkt langfristige 
entwicklungspolitische Gesichtspunkte zu beachten. Eigen- 
leistungen der Entwicklungsländer sind bei der Erleichterung 
der Schuldenlast zu berücksichtigen. Es ist zu prüfen, ob die 
Rückzahlung von Krediten aus der entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit gestreckt oder erlassen werden kann.- 

9. Die Möglichkeiten für Privatinvestitionen in Entwicklungs- 
ländern müssen in Zusammenarbeit aller Beteiligten verbes- 
sert und durch international vereinbarte Verhaltensregeln für 
transnationale Unternehmen auf eine dauerhafte Grundlage 
gestellt werden. 
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10. Es ist sicherzustellen, daß der Einzelplan 23 auch künftig 
überproportional zum Bundeshaushalt steigt und seine 
Wachstumsrate über der jeweiligen Inflationsrate liegt. 

1 1 . Die Bundesregierung soll sich energisch für die Aufnahme der 
Globalverhandlungen der Vereinten Nationen einsetzen, für 
die sich auch die Teilnehmer des Nord-Süd-Gipfels in Cancun 
ausgesprochen haben. 

Bonn, den 8. Juni 1983 
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